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Unsere Stellungnahme zur Änderung des Brandschutzgesetzes, Drs. 19/1617 
- Leistungen aus dem SGB VII für unverheiratete Angehörige eines tödlich verunfallten Mitglieds der
Freiwilligen Feuerwehr durch die HFUK

Sehr geehrte Vorsitzende Frau Ostmeier, 

sehr geehrte Damen und Herren,  

wir bedanken uns für die Möglichkeit zum o.g. Entwurf zur Änderung des Brandschutzgesetzes Stellung 

beziehen zu dürfen und begrüßen die in dem Gesetzesentwurf sowie in der Gesetzesbegründung 

genannte Neuregelung sehr.  

Aktive Ehrenamtliche in der nicht-polizeilichen Gefahrenabwehr im Land Schleswig-Holstein sollten 

unsere Auffassung nach, die bestmöglichste Absicherung bei der Ausübung ihrer Tätigkeiten erhalten. 

Dies gilt umso mehr, wenn unverheiratete Ehrenamtliche tödlich in einem Einsatz verunglücken und 

Familien hinterlassen.  

Im Rahmen der Helfergleichstellung möchten wir in diesem Zuge allerdings auch darauf aufmerksam 

machen, dass ehrenamtliche Helferinnen und Helfer in den Katastrophenschutzeinheiten über die 

gesetzlichen Unfallkassen versichert sind und somit nicht durch die o.g. Regelung erfasst werden.  
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Aus diesem Grund wünschen wir uns seitens der Landespolitik Schleswig-Holsteins eine 

Bundesratsinitiative, um das Sozialgesetzbuch VII dahingehend zu ändern, dass auch Unfallkassen 

gesetzlich ermächtigt werden Hinterbliebene versorgen zu können.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

    

Alexander Becker Claus Dschüdow 
Diözesan- und Landesgeschäftsführer Referent Notfallvorsorge 

 

 

 

 




